
 

 
 
 

Demokra�e in Konfronta�on mit Krieg, Klimawandel, Flucht und Infla�on: Einstellungen zur Demokra�e 
und die Verbreitung von Autokra�eakzeptanz in Deutschland.  

In Zusammenarbeit mit dem Leibniz-Ins�tut für Globale und Regionale Studien (GIGA) führt das Ins�tut für 
Kriminologie an der Fakultät für Rechtswissenscha� der Universität Hamburg (UHH) seit November 2022 
regelmäßig wiederholte Umfragen bei nach Alter, Geschlecht, Bildung und regionaler Herkun� geschichtet-
en, repräsenta�ven S�chproben durch. In diesen unter dem Titel „Menschen in Deutschland: Interna�onal“ 
(MiDInt) durchgeführten Studien stehen mögliche Ausstrahlungswirkungen interna�onaler poli�scher 
Entwicklungen und Konflikte auf die poli�schen Einstellungen der Menschen in Deutschland sowie deren 
damit verbundenen Ängste und Sorgen im Vordergrund.  
Beispiele für solche interna�onalen, grenzüberschreitend relevanten Entwicklungen wären die COVID-19 
Pandemie, der Krieg in der Ukraine oder auch Kriege und Menschenrechtsverletzungen in anderen Ländern, 
wie z.B. Syrien, Afghanistan, Iran, Irak, Israel, Libanon, Mali, Niger, Jemen oder auch Somalia. Sehr 
bedeutsam sind aktuell auch der weltweite Klimawandel und dessen Folgen. Wesentlich sind ferner 
zunehmende Fluchtbewegungen nach Europa und Deutschland.  
Dieses Zusammentreffen weltweiter Krisenphänomene führt auch auf na�onaler Ebene zu einer Reihe 
neuar�ger gesellscha�licher Herausforderungen, die Menschen zum Teil mit Sorge betrachten bzw. denen 
sie ratlos gegenüberstehen. Es handelt sich um Phänomene, die auch mit erheblichen wirtscha�lichen 
Belastungen verbunden sind. Diese können soziale Verwerfungen verschärfen bzw. neu entstehen lassen 
und darüber auch den sozialen Zusammenhalt in Frage stellen. Das kann für die poli�sche Kultur bei uns  
- insbesondere für die Akzeptanz einer freiheitlichen Demokra�e und ihrer Ins�tu�onen - folgenreich sein.  
Die hier skizzierten Themen waren Gegenstand der driten Welle der MiDInt-Studie, die vom 25.4. bis zum 
16.5.2023 durchgeführt wurde. Dabei wurden N=3 426 Personen im Alter ab 18 Jahren befragt (für 
ausführliche Informa�onen zu S�chprobe und Erhebungsinstrument vgl. Richter et al. 2023).  
Auf Basis der Daten dieser Befragung wird im Folgenden untersucht, wie sich die subjek�ve Wahrnehmung 
und Bewertung aktueller gesellscha�licher Herausforderungen bei Menschen in Deutschland darstellt. 
Analysiert wird, wie verbreitet darauf bezogene Sorgen sind und wie diese mit Einstellungen zur Demokra�e 
in Zusammenhang stehen. Besonderes Augenmerk wird auf persönliche wirtscha�liche Belastungen 
gerichtet, die Personen im Zuge der aktuellen gesellscha�lichen Entwicklungen auf sich zukommen sehen. 

Bedrohungen durch neue gesellscha�liche Herausforderungen und Einstellungen zu Demokra�e 
Analysen der Daten der zweiten Welle von MiDInt, die im Februar 2023 durchgeführt wurde, konnten bereits 
zeigen, dass die Konfronta�on mit dem Krieg in der Ukraine und dessen Folgen bei einem erheblichen Teil 
der Bevölkerung in Deutschland mit recht ausgeprägten Kriegsängsten verbunden sind (vgl. Wetzels et al. 
2023). Weiter waren auch Zusammenhänge mit Einstellungen zur Demokra�e deutlich zu erkennen: Je höher 
die Kriegsängste, desto stärker war die Bereitscha�, auf zentrale Prinzipien der freiheitlichen Demokra�e 
zugunsten stärker autokra�scher, vermeintlich schnellerer und effek�verer poli�scher Strukturen zu 
verzichten. Dies ist nur ein Beispiel dafür, wie interna�onale Entwicklungen mit erheblichen Risiken für die 
Akzeptanz der Demokra�e in Deutschland verbunden sein können.  
Der Krieg in der Ukraine wie auch die Konflikte in anderen Regionen der Welt haben, abseits der damit 
verbundenen unmitelbaren Bedrohungen durch Krieg und Gewalt, vor allem auch ganz erhebliche 
wirtscha�liche Folgen. Diese ragen weit in den persönlichen Alltag von Menschen in Deutschland hinein. Zu 
nennen sind hier unter anderem deutliche Preissteigerungen im Bereich des alltäglichen Lebensbedarfs und 
eine allgemein hohe Infla�onsrate. Dies tri� die Menschen in Deutschland allerdings sehr unterschiedlich. 
So fallen Steigerungen der Preise für Wohnraum, Lebensmitel und sons�ge alltägliche Bedürfnisse z. Zt. 
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besonders hoch aus. Davon werden Menschen mit niedrigen Einkommen, die hier kaum Einsparpoten�ale 
besitzen, stärker betroffen als einkommensstarke Gruppen. Insoweit ist die seitens der Bevölkerung 
„gefühlte“ Infla�onsrate in Deutschland nach den Befunden einer aktuellen Studie des Kreditversicherers 
Allianz Trade etwa dreimal so hoch wie die offiziell berechnete Teuerungs- und Infla�onsrate für die 
Gesamtwirtscha� (Allianz Research, 2023). Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, inwiefern die Folgen 
dieser wirtscha�lichen Entwicklungen und deren subjek�ve Wahrnehmungen das Risiko in sich tragen, bei 
den Betroffenen zu einer Verringerung der Akzeptanz zentraler demokra�scher Prinzipien und damit zu einer 
Aushöhlung der Grundlagen der parlamentarischen Demokra�e beizutragen.  

Verbreitung von Besorgnissen angesichts aktueller gesellscha�licher Herausforderungen 
In der driten Welle der Studie MiDInt wurde u.a. erhoben, wie sehr die Befragten wegen aktueller 
gesellscha�licher Herausforderungen besorgt sind. Am stärksten sind die Besorgnisse wegen wirtscha�licher 
Belastungen im unmitelbaren Nahbereich: 
So erklärten 61.7%, dass sie wegen möglicher 
weiterer Preisans�ege „sehr besorgt“ sind. 
Ein Rückgang der Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtscha� bereitet mit 28.1% 
deutlich weniger Menschen große Sorgen. 
Das Ausmaß des Zuzugs von Flüchtlingen 
besorgt 44.8% sehr. Nur wenig geringer sind 
die Besorgnisse wegen der Folgen des Klima-
wandels (32.3% sind hierüber „sehr“ und 
41.7% „etwas“ besorgt). Unter Einbeziehung 
der Kategorie „besorgt mich etwas“ äußerten 
in allen fünf erfassten Problembereichen 
jeweils mehr als 60% der Befragten Sorgen. 

 
Abbildung 1: Verbreitung von Besorgnissen angesichts aktueller 
 gesellschaftlicher Herausforderungen (in %) 

Mehr als die Häl�e (56.5%) gab an, in Bezug auf zwei oder mehr Bereiche „sehr besorgt“ zu sein.   

Einstellung zur Demokra�e als Staatsform und Bewertung ihrer Eignung zur Problemlösung 
Ähnlich wie in anderen aktuellen Studien zur poli�schen Kultur und zur Demokra�e (z.B. Best et al. 2023; 
Decker et al. 2023; Pickel et al. 2022) zeigt sich auch in MiDInt, dass die allgemeine Akzeptanz der Demokra�e  

 
Abbildung 2: Bewertung der Demokratie als Staatsform 
 und Eignung zur Problemlösung  

als Staatsform ziemlich hoch ist: Insgesamt s�mmen 
70.9% der Aussage „eher“ oder „völlig“ zu, dass die 
Demokra�e noch immer die beste Staatsform ist. 
Demgegenüber ist die Zus�mmung dazu, dass wir mit 
der Demokra�e die Probleme lösen können, die wir in 
Deutschland haben, mit 65.7% deutlich niedriger. Das 
Ausmaß völliger Zus�mmung liegt hier mit nur 17.6% 
um 10 Prozentpunkte niedriger als die klar posi�ve 
Bewertung der Demokra�e als beste Staatsform.  

Ein vergleichbarer Unterschied der Zus�mmung zu diesen beiden Aussagen war auch in der Studie „Men-
schen in Deutschland 2022“ zu erkennen (vgl. Wetzels et al. 2023). In dieser Studie hate sich zudem gezeigt, 
dass die Problemlösefähigkeit der Demokra�e 2022 deutlich schlechter bewertet wurde als noch 2021. 
Weitere Analysen der aktuellen Daten aus MiDInt zeigen, dass die Einschätzung der Problemlösungsfähigkeit 
der Demokra�e mit dem Ausmaß der Sorgen angesichts gesellscha�licher Herausforderungen in 
Zusammenhang steht: Befragte, die in Bezug auf zwei oder mehr Herausforderungen starke Besorgnisse 
äußern, glauben zu 39.9% nicht, dass die Demokra�e zur Problemlösung geeignet ist. Personen, die sich nur 
über eine oder gar keine der erfassten gesellscha�lichen Herausforderungen starke Sorgen machen, zeigen 
eine solche Skepsis nur zu 27.1%, also in deutlich geringerem Ausmaß.   



 

Autokra�eakzeptanz als Reak�on auf gesellscha�liche Belastungen und Herausforderungen 
Der Zusammenhang zwischen der Anzahl der mit Sorge betrachteten gesellscha�lichen Herausforderungen 
und der Skepsis darüber, ob die Demokra�e die damit verbundenen Probleme lösen kann, wir� die Frage auf, 
inwieweit Personen angesichts aktueller Krisen und Herausforderungen Elemente der parlamentarischen 
Demokra�e ablehnen und nach Alterna�ven suchen. Zur Analyse dieser Frage nach der Verbreitung der 
Bereitscha� zu Preisgabe zentraler Bestandteile der demokra�schen Verfasstheit unseres Staates wurden den 
Befragten fünf Aussagen mit der Bite vorgelegt anzugeben, wie sehr sie diesen zus�mmen (1 = „s�mme gar 
nicht zu“ bis 4 = „s�mme völlig zu“). Alle Aussagen enthalten Einschränkungen zentraler demokratischer und 
rechtsstaatlicher Prinzipien unter Verweis auf „die aktuelle“.  
Etwa die Häl�e (54.3%) ist der Ansicht, dass wir 
uns poli�sche Debaten und Meinungsvielfalt 
- beides Kernelemente einer funk�onierenden 
Demokra�e  - „aktuell“ nicht leisten können. 
40.5% sprechen sich dafür aus, dass der 
Bundestag im Interesse einer starken 
poli�schen Führung „aktuell“ weniger Einfluss 
haben sollte. Damit wird von einem recht 
hohen Anteil die Bereitscha� ar�kuliert, 
Elemente der parlamentarischen Kontrolle 
zugunsten einer starken Führung aufzugeben.  

 
Abbildung 3:  Verbreitung von Autokratieakzeptanz (Einzelitems) 

Mit 34.4% erklärt etwas mehr als ein Dritel, dass „in der aktuellen Lage“ die Handlungsfähigkeit der Regierung 
nicht durch Gerichte eingeschränkt werden dürfe. Damit wird eine Beschränkung der Gewaltenteilung und der 
gerichtlichen Kontrolle der Exeku�ve befürwortet, ebenfalls ein Kernelement demokra�scher 
Rechtsstaatlichkeit. 39.1% befürworten einen Führer, der das Land zum Wohle aller mit starker Hand regiert, 
was klare autoritäre Tendenzen erkennen lässt. 18.6% s�mmen der weiter zugespitzten Aussage zu, dass „in 
der aktuellen Lage“ eine Diktatur im na�onalen Interesse die bessere Staatsform wäre.  
Auf Basis dieser Aussagen wurde eine Mitelwertskala der krisenbedingten „Autokra�eakzeptanz“ gebildet,  

 
Abbildung 4:  Raten der Autokratieakzeptanz 
 nach Bildungsniveau  

die Werte zwischen 1 und 4 aufweisen kann. Befragte mit Werten 
über 2.5, die also über dem absoluten Mitelpunkt der Skala liegen, 
werden als Autokra�e akzep�erend eingestu�. Dies betri� etwa ein 
Dritel (31.5%) der Gesamts�chprobe.  
Diesbezüglich zeigt sich ein klarer Zusammenhang mit Bildung: Bei 
niedrigem Bildungsniveau (maximal Hauptschulabschluss) liegt die 
Rate für Autokra�eakzeptanz bei 37.4%, im Falle eines mitleren 
Bildungsniveaus (mitlere Reife) bei 33.6% und bei Personen mit 
Abitur oder vergleichbaren Abschlüssen bei 23.5%. 
Autokra�eakzeptanz ist demnach nicht nur bei Personen mit geringer 
Bildung anzutreffen, sondern auch bei etwa einen Fün�el der 
Personen mit Abitur.   

Eine Analyse der über die Sonntagsfrage erfassten Parteipräferenzen zeigt weiter, dass Autokra�eakzeptanz 
sich in allen Bereichen des poli�schen Spektrums finden lässt. Autokra�eakzeptanz ist bei Wählern der AfD mit 
51.0% am häufigsten. Im Mitelbereich liegen Wähler 
der Linken (26.4%), der SPD (26.9%) und der CDU/CSU 
(29.9%). Signifikant niedrigere Raten weisen die 
Wähler der FDP (20.9%) und von Bündnis 90/Die 
Grünen (14.8%) auf. Im Ergebnis bedeutet dies, dass 
sich auch in der poli�schen Mite sowie im linken 
Bereich eine relevante Minderheit findet, die eine auf 
die aktuelle Lage bezogene Bereitscha� erkennen 
lässt, zentrale Aspekte von Demokra�e und 
Rechtstaatlichkeit zugunsten autoritärer Strukturen 
und Führung preiszugeben. 

 
Abbildung 5:  Raten der Autokratieakzeptanz  

     nach Parteipräferenz 



 

Die gefühlte Wirtscha�slage: Preisans�ege und erwartete persönliche wirtscha�liche Einschränkungen 
Bereits die oben dargestellten Angaben der Befragten zum Grad ihrer Besorgnisse angesichts aktueller 
poli�scher Entwicklungen und Krisen haben erkennen lassen, welche hohe Bedeutung im Rahmen der 
aktuellen gesellscha�lichen Herausforderungen der wirtscha�lichen Situa�on und hier vor allem dem Ans�eg 
der Preise und den Folgen der Infla�on zukommt. Speziell zu diesem Thema wurden die Teilnehmenden 
gebeten anzugeben, für wie wahrscheinlich sie es halten, dass in den nächsten 6 Monaten bei ihnen ganz 
persönlich bes�mmte wirtscha�liche Belastungen und Einschränkungen eintreten werden (von 1 = „sehr 
unwahrscheinlich“ bis 4 = „sehr wahrscheinlich“). Die hierzu erhobenen Formen wirtscha�licher Einschrän-
kungen wurden mit den Worten eingeleitet: „ Wenn Sie nun an die möglichen Entwicklungen in den nächsten 
6 Monaten denken: Für wie wahrscheinlich halten Sie es, dass bei Ihnen persönlich in den nächsten 6 Monaten 
folgende Dinge passieren?“ Erfasst wurden Einschränkungen, die elementare Bereiche der Grundversorgung 
betreffen (Lebensmitel, Wohnung, Energie, Arbeit).  
Im Ergebnis zeigt sich, dass sehr viele Befragte in den nächsten 6 Monaten solche wirtscha�lichen Belastungen 
auf sich zukommen sehen. So halten es 
61.1% für „wahrscheinlich“ oder „sehr 
wahrscheinlich“, sich in den kommenden 
6 Monaten beim Einkauf von Grund-
nahrungsmiteln einschränken zu 
müssen. Ein Dritel (34.9%) geht davon 
aus, Heizung und Strom nicht mehr 
bezahlen können. 24.0% erwarten, dies 
mit Blick auf ihre Miete. Knapp ein 
Fün�el (18.3%) vermutet, im nächsten 
halben Jahr den Arbeitplatz zu verlieren.  

Abbildung 6: Erwartung persönlicher wirtschaftliche Einschränkungen  
 in den nächsten 6 Monaten  
 (% wahrscheinlich/sehr wahrscheinlich) 

Persönliche wirtscha�liche Einschränkungen und Autokra�eakzeptanz 
Für die weitere Analyse wurde für alle Befragten die Gesamtzahl der in den nächsten 6 Monaten für wahr-
scheinlich erachteten wirtschaflichen Einschränkungen bes�mmt. Diese kann von 0 (gar keine) bis 4 (Ein-
schränkungen in allen thema�sierten Bereichen) reichen. Nur 34.5% (n=1182) der Befragten erwarten keine 
solchen Einschränkungen. 27.2% (n=932) halten eine der Einschränkungen für wahrscheinlich und weitere 
14.0% (n=481) befürchten, dass zwei solche wirtscha�lichen Belastungen bei ihnen eintreten. 14.1% (n=483) 
erwarten drei solche individuellen Einschränkungen und 10.2% (n=346) gehen sogar davon aus, dass alle vier 
Einschränkungen bei ihnen wahrscheinlich sind. Damit ist die Erwartung in naher Zukun� persönliche 
Einschränkung der Erfüllung von Grundbedürfnisse hinnehmen zu müssen sehr weit verbreitet.   

 
Abbildung 7:  Raten der Autokratieaktzeptanz   
 nach Anzahl erwarteter persönlicher 
 wirtschaftlicher Einschränkungen 

Es findet sich ein klarer Zusammenhang zwischen Auto-
kra�eakzeptanz und dem Ausmaß der für die nähere Zukun� 
erwarteten persönlichen wirtscha�lichen Belastungen: Je 
größer die Anzahl der für wahrscheinlich gehaltenen Ein-
schränkungen im Bereich der Grundbedürfnisse, umso höher 
fällt die Rate der Autokra�eakzeptanz aus.  
Bei Befragten, die keine wirtscha�lichen Einschränkungen in 
nächster Zeit erwarten, liegt die Rate der Autokra�eakzeptanz 
mit 21.5% deutlich unterhalb des Durchschnits (31.5%). Mit 
jeder zusätzlichen Belastung steigt diese Rate deutlich an. Im 
Falle von drei erwarteten Belastungen liegt sie mit 44.3% 
bereits 13 Prozentpunkte über dem Durchschnit und mehr 
als doppelt so hoch wie im Falle gänzlich fehlender 
Einschränkungen. Bei der Maximalzahl von vier Belastungen 
steigt sie um weitere 11.6 Prozentpunkte auf 55.9% und ist 
mehr als zweieinhalb mal höher als bei jenen Befragten, die 
keine solchen Belastungen erwarten.   



 

Auswirkungen der subjek�v wahrgenommenen Kompetenzen gesellscha�licher Entscheidungsträger  
Weiter wurde untersucht, in welchem Maße die Befragten die gesellscha�lichen Entscheidungsträger als an 
ihren Problemen interessiert und für fähig erachten, die gegenwär�gen gesellscha�lichen Herausforder-
ungen zu bewäl�gen. Hierzu wurden den Teilnehmern vier Fragen vorgelegt. 35.2% s�mmten der Aussage 
„völlig“ zu, die Entscheidungsträger in unserem Land seien an den Problemen der einfachen Leute nicht inter-
essiert; weitere 40.7% s�mmten dem „eher“ zu. Die Zus�mmung der Befragten zu den übrigen  Aussagen 

Tabelle 2:  Subjektive Einschätzung der Motivation und Kompetenzen gesell- 
                   schaftlicher Entscheidungsträger: Inkompetenzwahrnehmungen  

  

fiel ähnlich hoch aus: Etwa Dreivier-
tel der Befragten halten die Ent-
scheidungsträger für unfähig, anste-
hende gesellscha�liche Herausfor-
derungen bewäl�gen zu können,  
dass die Verantwortlichen sogar 
gegen die Interessen der 
Bevölkerung agieren und letztlich 
dass sie „nur reden“ anstat  
Probleme zu lösen. 75.6% der 
Befragten weisen in einer auf Basis 
dieser vier Aussagen gebildeten  

Skala einen Wert auf, der über dem absoulten Mitelpunkt der Skala von 2.5 liegt. Sie bringen insoweit zum 
Ausdruck, dass sie die gesellscha�lichen Entscheidungsträger als eher inkompetent und oder unwillig 
wahrnehmen, sich den aktuellen gesellscha�lichen Problemen ak�v zuzuwenden und diese zu lösen. Ein 
solche Inkompetenzwahrnehmung gesellscha�-licher Entscheidungsträger geht mit einer deutlichen 
Erhöhung der Autokra�eakzpetanz einher. Die Effekte der erwarteten persönlichen Einschränkungen werden 
darüber weiter verstärkt. Dies gilt auf allen Stufen der erwarteten persönlichen Einschränkungen. 
Ist die Inkompetenzwahrnehmung niedrig 
und werden keine persönlichen Ein-
schränkungen erwartet, liegt die Autokra�e-
akzeptanz bei nur 10%. Im Falle hoher 
Inkompetenzwahrnehmung liegt hier die 
Rate für Autokra�eakzeptanz mit 27.8% mehr 
als doppelt so hoch.  
Ist die Inkompetenzwahrnehmung hingegen 
hoch und werden Einschränkungen in allen 
vier oben dargestellten Bereichen erwartet, 
liegt die Autokra�eakzeptanz mit 57.8% am 
höchsten. Sie beträgt dann mehr als das 
Fünfachen dessen, was ohne die Erwartunge 
persönlicher Einschränkungen bei zugleich 
niedriger Inkompetenzwahrnehmung 
festzustellen ist (43.9%). 

 
Abbildung 8:  Raten der Autokratieaktzeptanz in Abhängigkeit von  
 Inkompetenzwahrnehmung und Anzahl in den  
 nächsten 6 Monaten erwarteter persönlicher 
 Einschränkungen im Bereich der Grundbedürfnisse  

Zusammenfassung und Ausblick 
Die vorliegenden Analysen zeigen, dass aktuelle gesellscha�liche Herausforderungen, die vielfach im 
Zusammenhang mit interna�onalen Entwicklungen stehen, von vielen Menschen in Deutschland mit großer 
Sorge betrachtet werden. Je ausgeprägter diese Sorgen sind, desto stärker sind die Zweifel, dass die 
Demokra�e in der Lage ist, diese Probleme zu bewäl�gen. Neben dem Krieg in der Ukraine, dem 
Flüchtlingszuzug und dem Klimawandel besorgt die Menschen insoweit vor allem die wirtscha�liche 
Entwicklung, hier insbesondere im Alltag spürbare Preissteigerungen.  
Zwar befürwortet auch im April/Mai 2023 immer noch eine große Mehrheit von über 70% die Demokra�e 
als beste Staatsform. Zugleich sind aber nur 17.6% völlig davon überzeugt, dass mit der Demokra�e die 
aktuellen Probleme gelöst werden können. Deutliche Zweifel an der Problemlösefähigkeit der Demokra�e 
ar�kulieren 34.3%.  



 

Mit 31.5% ist in dieser Situa�on ein erheblicher Anteil der Bevölkerung bereit, zentrale Elemente der 
parlamentarischen Demokra�e, wie Meinungsstreit und Debaten, parlamentarische Kontrolle der Regierung 
oder die Gewaltenteilung aufzugeben, zugunsten einer vermeintlich effek�veren autoritären poli�schen 
Führung. Eine solche Akzeptanz von Autokra�e findet sich über Parteigrenzen hinweg in relevantem Maße. 
Sie ist auch nicht auf weniger gebildete Personen beschränkt, sondern verteilt sich über alle gesellscha�lichen 
Gruppen.  
Wirtscha�liche Belastungen, insbesondere die subjek�ve Erwartung, sich in nächster Zeit bei der Erfüllung 
elementarer Grundbedürfnisse wahrscheinlich einschränken zu müssen, befördert ganz erheblich eine 
derar�ge Aushöhlung demokra�scher Strukturen durch Autokra�eakzeptanz.  
Sofern zusätzlich relevante Entscheidungsträger in unserer Gesellscha� subjek�v als unwillig oder unfähig 
angesehen werden, die derzei�gen Probleme ak�v anzugehen und erfolgreich zu bewäl�gen, ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Befürwortung autokra�scher Strukturen nochmals zusätzlich erhöht.   
Der Umstand, dass sich ein solche Akzeptanz von Autokra�e über die Parteigrenzen hinweg iden�fizieren 
lässt legt nahe, dass es vorschnell und unangemessen wäre, hier bereits von Rechtsextremismus zu sprechen. 
Es handelt sich eher um Tendenzen, die als kriseninduzierte Effekte einer Aushöhlung des Vertrauens in 
demokra�sche Strukturen und Prozesse zu verstehen sind. Dies lässt sich in allen Teilen der Gesellscha� 
finden, vor allem aber dort, wo subjek�v erwartete ökonomische Belastungen im alltäglichen Nahbereich 
hoch sind. Autokra�eakzeptanz kann theore�sch insoweit angemessen als Ausdruck von Versuchen der 
Bewäl�gung kriseninduzierter Unsicherheiten durch eine Hinwendung zu vermeintlich kompetenten, 
Sicherheit bietenden Autoritäten und subjek�v für effek�ver erachteten autoritären Strukturen gedeutet 
werden.  
Die Gefahren für ein demokra�sches Gemeinwesen liegen hier vor allem darin, dass diese 
Bewäl�gungsversuche durch Autokra�eakzeptanz von poli�sch-extremis�schen Interessengruppen und 
Organisa�onen aufgegriffen und gezielt genutzt werden können, um Anhänger und Unterstützer zu 
gewinnen. Genau hier setzen z.B. Rekru�erungsstrategien der AfD an, die zunehmend Einfluss gewinnt, wie 
sich jüngst auf kommunaler Ebene, auf Landesebene aber auch in bundesweiten Umfragen gezeigt hat (vgl. 
Infratest dimap 2023).  
E�ke�erungen von poli�schen Entscheidungsträgern und gesellscha�lichen Eliten als unfähig oder unwillig 
bzw. als an den Problemen der einfachen Leute nicht interessiert, sind dabei ein gängiges populis�sches 
Argumenta�onsmuster, das nach den vorliegende Befunden in krisenbeha�eten Zeiten leicht in weiten Teilen 
der Gesellscha� verfangen kann. Insofern ist hier im Bereich derer, die sich subjek�v wirtscha�lich belastet 
bzw. gefährdet fühlen und die ihre Probleme als nicht angemessen anerkannt und bearbeitet fühlen eine 
zentrale Zielgruppe für die Extremismuspräven�on zu lokalisieren. 
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